Deutscher Bundestag 
2.Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 1605 


Mündlidier Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Personalvertretungsgesetz 

- Drucksachen 160 (neu), 1189, 1287, 1495 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Sabel 

Antrag des Ausschusses: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 85. Sitzung am 8. Juni 
1955 beschlossene Personalvertretungsgesetz — Drucksachen 160 
(neu), 1189, 1287 — wird nach Maßgabe der ln der Anlage zusam- 
mengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 13. Juli 1955 


Der Vermittlungsausschuß 

Kiesinger Sabel 

V orsitzen der Berichte rstatt er 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Anlage 


Änderungen 

des Personalvertretungsgesetzes 


1. § 47 

In § 47 Abs. 1 werden die Worte „ein- 
mal in jedem Kalendervierteljahr“ er- 
setzt durch die Worte „einmal ln jedem 
Kalenderhalbjahr“ . 

2. § 62 

§ 62 Abs. 3 wird am Anfang wie folgt 
gefaßt: 

„(3) Beantragt der Personalrat eine 
Maßnahme in sozialen Angelegenheiten, 
die . . .“ 

3. § 66 

a) In § 66 Abs. 1 wdrd Buchstabe a wie 
folgt gefaßt: 

„a) 'Gewährung von Unterstützun- 
gen und entsprechenden sozialen 
Zuwendungen, jedoch nur mit 
Zustimmung ides Antragstellers,“ 

b) § 66 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt 
gefaßt: 

„Uer Personalrat wirkt auf Antrag 
des Bediensteten mit, wenn Ersatz- 
ansprüche gegen ihn geltend gemacht 
werden.“ 

4. §§ 70, 71 

a) In § 70 Abs. 1 Buchstabe b wird fol- 
gende neue Nr. 1 eingefügt: 

„1. Einstellung,“ 

§ 70 Abs. 1 Buchstabe b Nr. 1 bis 5 
wird ^ 70 Abs. 1 Buchstabe b Nr. 2 
bis 6. 

b) In § 71 Abs. 1 wird Buchstabe a ge- 
strichen. 


§ 71 Abs. 1 Buchstabe b bis d wird 
§ 71 Abs. 1 Buchstabe a bis c. 

c) In § 71 Abs. 2 wird folgender neuer 
Buclistabe a eingefügt: 

„a) die Maßnahme gegen ein Gesetz, 
eine Verordnung oder eine Be- 
stimmung in einem Tarifvertrag 
oder gegen eine gerichtliclae Ent- 
scheidung oder eine Verwaltungs- 
anordnung verstößt, oder“ 

§ 71 Abs. 2 Budistabe a bis c wird 
§ 71 Abs. 2 Buchstabe b bis d. 

5. § 77 

In § 77 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte 
„für die innere Verwaltung zuständige 
oberste Landesbehörde im Einverneh- 
men mit der obersten Arbeitsbehördc 
des Landes“ ersetzt durch die Worte 
„Landesregierung oder die von ihr be- 
stimmte Stelle“. 

6, § 80 

In § 80 werden nach dem Wort „Rechts- 
verordnung“ eingefügt die Worte „, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf,“. 

7. § 82 

§ 82 Abs. 2 wird gestrichen. 

8. § 83 

a) § 83 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt 
gefaßt: 

„In den Verwaltungen und Betrie- 
ben der Länder, Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und der sonstigen 
nicht bundesunmittelbaren Körper- 
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schäften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts sowie in den 
Gerichten deir Lander werden Per- 
sonalvertretungen gebildet; für Poli- 
zeibeamte und Angehörige von 
Dienststellen, die bildenden, wissen- 
schaftlichen und künstlerischen 2wek- 
ken dienen, können die Länder eine 
besondere Regelung vorsehen.“ 

b) § 83 Abs. 1 Satz 2 wird gestridien. 

9. § 88 

§ 88 Abs. 3 wird gestrichen. 

10. § 90 

§ 90 wird wie folgt gefaßt; 
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Die Personalvertretungen sind in in- 
nerdienstlichen sozialen und personellen 


Angelegenheiten zu beteiligen; idabei soll 
eine Regelung angestrebt werden, wie 
sie für Personalvertretungen in Bundes- 
behörden in diesem Gesetz festgelegt 
ist.“ 

11. § 95 

§ 95 wird gestrichen. 

12. § 98 

§ 98 Abs. 2 wird am Anfang wie folgt 
gefaßt: 

“(2) Der Obmann nimmt Anregun- 
gen, Anträge und Beschwerden in inner- 
dienstlichen, sozialen und persönlichen 
Angelegenheiten . . .“ 

13. § 101 

§ 101 Abs. 2 wird gestrichen. 



